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Wirtschaft

berichtet Thomas Echterhoff, Fach-
beirat des Arbeitskreises und ge-
schäftsführender Gesellschafter der
Echterhoff Baugruppe aus Wester-
kappeln im Münsterland.

Hinzu kommt: Risikomanage-
ment wird häufig als Thema der
Konzerne und größeren Mittel-
ständler verstanden. Doch das ist
falsch. Unabhängig von der Größe
stecken in jedem Projekt Chancen,
aber auch Risiken, die im schlimms-
ten Fall in den Ruin führen können.
Gerade kleinere Unternehmen ha-
ben oft keine Ressourcen, um sich
damit zu beschäftigen. Und von ih-
nen gibt es immer mehr. Mittlerwei-
le haben 90 Prozent aller Betriebe
des Bauhauptgewerbes nur noch bis
zu 20 Mitarbeiter.

Bei Lieferantenratings wird
auch die Finanzkraft geprüft

Entscheidend ist die Frage, was ein
Betrieb finanziell schultern kann,
wenn etwas schiefgeht. Ein wichti-
ger Aspekt für Generalübernehmer,
die Risiken gezielt identifizieren.
Denn im Fall der Insolvenz eines
Subunternehmers schlägt das auf
sie zurück. Deswegen wird bei Liefe-
rantenratings nicht mehr allein die
technische Kompetenz unter die
Lupe genommen, sondern auch die
Finanzkraft.

Das machen auch die Banken so.
Zur Vorfinanzierung der Projekte ist
die Baubranche vielfach auf Kredite
angewiesen. Um sich vor Ausfällen
zu schützen, drängen die Finanzin-
stitute immer öfter auf Risikomana-
gement. Dass das in Zukunft noch
zunehmen wird, davon ist Hendrik
Löffler, Geschäftsführer der Unter-
nehmensberatung Funk RMCE,
überzeugt: „In der teilweise chro-
nisch unterfinanzierten Bauindus-
trie, in der sich sogar negative Eigen-
kapitalquoten finden, werden die
Firmen, die kein Risikomanagement
betreiben, immer schwerer an
Fremdkapital kommen. Die Frage
ist, ob die Branche schnell genug
versteht, dass ein ‚Weiter-so-wie-
bisher‘ nicht mehr funktionieren
wird“, sagt Löffler.

zienz oder Spezialisierung die Arbeit
am günstigsten anbietet. Und nicht,
wie heute so oft, weil er aus einer
Notlage heraus den Preis so tief wie
möglich ansetzt, um den Zuschlag
zu erhalten. Eine derartige risikoori-
entierte Berechnung bietet dem Un-
ternehmer zusätzlich den Vorteil,
dass er eine wesentlich bessere Ent-
scheidungsgrundlage darüber hat,
ob sich ein neu akquiriertes Projekt
rechnet oder ob er sich damit ein viel
zu hohes Risiko aufbürdet.

Nötige Puffer kann man gegenüber
Auftraggebern kaum durchsetzen

Doch noch ist die Realität eine ganz
andere. „Bei vielen ist ein Risikobe-
wusstsein vorhanden, aber den not-
wendigen Puffer kann man gegen-
über den Auftraggebern nicht oder
nur teilweise durchsetzen und in-
nerhalb der Branche auch nicht“,

Unikat ist, dessen Ablauf in vielen
Details nicht vorhersehbar ist. Nicht
selten weichen die kalkulierten Kos-
ten von den tatsächlichen bis zu 20
Prozent ab. Das hängt auch damit
zusammen, dass Bauen seine Zeit
braucht. Von der Kalkulation über
den Zuschlag bis zum Bauende ver-
gehen oft mehrere Jahre. Wer sei-
nem Angebot lediglich aktuelle Prei-
se zugrunde legt, kann langfristig tief
in die roten Zahlen rutschen.

Genau darin liegt ein wirkungs-
voller Ansatzpunkt für den gezielten
Umgang mit Unwägbarkeiten. Bei
einer risikoorientierten Kalkulation
kommt ein Angebotspreis zustande,
der auf einer Preisspanne basiert,
die ein Worst- und ein Best-case-
Szenario enthält. Würden bran-
chenübergreifend alle Anbieter die
möglichen Risiken einbeziehen, er-
hielte am Ende tatsächlich derjenige
den Zuschlag, der wegen seiner Effi-

Risikomanagement Wer Unwägbarkeiten am Bau nicht
einkalkuliert, riskiert die Existenz

Viele Probleme in der Bauwirt-
schaft sind hausgemacht. Etwa,
dass viele Firmenchefs immer
noch meinen, Kosten eines Bau-
projekts exakt ermitteln zu kön-
nen. Die Realität sieht anders
aus. Über Nachträge holt man
sich rein, was bei der Kalkulation
nicht bedacht wurde. Doch es
gibt einen Ausweg: ein risikoori-
entiertes Projektmanagement.

Von Rebecca Weiand-Schütt

STUTTGART. Für diese Schwierig-
keiten ist die Branche – zumindest
zum Teil – selbst verantwortlich. Es
mangele der mittelständisch ge-
prägten Bauwirtschaft gelegentlich
an Professionalität, kritisieren Fach-
leute. Damit meinen sie nicht die ei-
gentlichen Kernkompetenzen wie
etwa die Bauprozesse zu steuern
und das Know-how der Ingenieure.
Vielmehr geht es um einen entschei-
denden betriebswirtschaftlichen
Aspekt, der oftmals sträflich ver-
nachlässigt werde: das Risikomana-
gement. Fehlt es, können die Aus-
wirkungen verheerend sein. Beson-
ders in der Bauwirtschaft, die durch
ihr permanentes Projektgeschäft
wesentlich anfälliger ist als die rein
stationär arbeitende Industrie.

Systematisch Risiken
identifiziert und bewertet

Mit dieser Problematik hat sich in
den vergangenen zwei Jahren der
Arbeitskreis Risikomanagement be-
schäftigt. Mehr als 100 potenzielle
Gefahren trugen die beteiligten
Fach- und Führungskräfte aus ihrer
Alltagserfahrung zusammen. Im Fo-
kus steht die Projektebene. Syste-
matisch sollen dort Risiken identifi-
ziert, kostenrechnerisch bewertet
und in ihren Auswirkungen beurteilt
sowie entsprechende Steuerungs-
möglichkeiten aufgezeigt werden.
„Letztlich geht es darum, realistisch
die Kosten zu ermitteln und be-
triebswirtschaftlich vernünftige

Preise zu finden. Dann wird auch der
ruinöse Preiswettbewerb einge-
dämmt“, glaubt Ralf-Peter Oepen,
Leiter des Betriebswirtschaftlichen
Instituts der Bauindustrie.

Die niedrigen Margen und das ge-
genseitige Unterbieten beim Preis
gehen einher mit der immer noch
weit verbreiteten klassischen Kalku-

lationsmethode. Hierbei wird ange-
nommen, dass Kosten exakt ermit-
telt werden können. Für die reinen
Produktionskosten mag das noch
funktionieren. Systematisch verges-
sen werden jedoch häufig zwei we-
sentliche Kostenblöcke: die Risiko-
und die Finanzierungskosten. Sie
entstehen, weil jedes Bauwerk ein

Bagger beim Aushub: Im Bauprozess stecken viele versteckte Risiken, die Bauunternehmer kalkulatorisch berücksichtigen müssen. FOTO: DPA

Workshops, Expertendiskussionen und Berichte aus der Praxis

Der Hauptverband der Deutschen Bau-
industrie und das Betriebswirtschaftli-
che Institut der Bauwirtschaft (BWI-Bau)
in Düsseldorf haben den Arbeitskreis
„Risikomanagement für Unternehmen
der Bauwirtschaft“ im Herbst 2008 ge-
meinsam mit der Unternehmensbera-
tung Funk RMCE gegründet. Zwischen 30
und 50 Teilnehmer nutzen seitdem re-

gelmäßig diese Plattform mit Work-
shops, Expertendiskussionen und Be-
richten aus der Praxis. Der Arbeitskreis
steht allen Mitgliedern der Bauindus-
trieverbände offen.

Weitere Informationen unter:
www.rmce.de

www.BWI-Bau.de

SV-Versicherung

steigert

Beitragseinnahmen

STUTTGART. Die SV Sparkassen
Versicherung konnte ihre Bei-
tragseinnahmen sowohl in der Le-
bensversicherung als auch in der
Schaden- und Unfallversicherung
im Geschäftsjahr 2009 leicht stei-
gern. Die Beitragseinnahmen sind
konzernweit um 102 Millionen
Euro auf 2,94 Milliarden Euro
(Vorjahr: 2,84) gestiegen.

Dabei musste die Versicherung
auch im Jahr 2009 Schäden infolge
von extremen Wetterereignissen
schultern. Im Februar etwa fegte
der Wintersturm „Quinten“ über
Baden-Württemberg hinweg und
führte zu einer Schadenhöhe von
etwa neun Millionen Euro. Ende
Mai verursachte das Sturmtief
„Felix“ in Oberschwaben und der
Bodenseeregion Schäden in Höhe
von rund 28,5 Millionen Euro. An-
fang Juli kam es durch Dauerregen
zu Überschwemmungsschäden in
Höhe von rund 9,3 Millionen Euro.
„Allerdings waren die Belastungen
aus Elementarereignissen nicht so
extrem wie in den vergangenen
Jahren“, so der Vorstandsvorsit-
zende Ulrich-Bernd Wolff von der
Sahl. (sta)

Fachverband

fordert

staatliche Hilfen

STUTTGART. Der Fachverband
Sanitär-Heizung-Klima (SHK) Ba-
den-Württemberg fordert staatli-
che Hilfen für den Markt im Be-
reich Gebäudetechnik. Als eine
dafür notwendige „Steilpass-Vor-
lage“ nannte Verbandschef Man-
fred Stather die Erhöhung des
Steuerbonus auf Handwerkerleis-
tungen von 20 auf 30 Prozent.
„Noch effektiver wäre eine Gleich-
stellung der Handwerksleistungen
mit haushaltsnahen Dienstleis-
tungen.“

Scharf kritisierte Stather die
Haushaltssperre für das Marktan-
reizprogramm zur Förderung der
erneuerbaren Energien. „Der För-
derstopp nimmt vielen Hausbesit-
zern die Motivation, in erneuerba-
re Energien zu investieren.“ Nach
Hochrechnungen des SHK seien
allein in Baden-Württemberg Auf-
träge im Wert von fünf Millionen
Euro storniert worden. Der SHK
kämpft zudem für eine „Abwrack-
prämie“ für alte Heizkessel. Mit
dieser staatlichen Prämie könnte
die Modernisierung von rund
600 000 alten Heizungsanlagen im
Land initiieren werden. (sta)

Im Schwarzgeldstreit kündigt Schweiz Wende an,
doch ernste Konsequenzen sind nicht in Sicht
Fahnder vom Hauptzollamt Ulm decken jährlich Geldstrom nach Zürich von mehr als 50 Millionen Euro auf

STUTTGART. 862,7 Milliarden
Schweizer Franken von Kunden
aus der Europäischen Union lagern
auf Bankkonten in der Schweiz. Das
hat das Genfer Unternehmen Hel-
vea berechnet und dabei herausge-
funden, dass 80 Prozent dieser Gel-
der nicht versteuertes Schwarzgeld
sind. Bislang schätzte man den
Schwarzgeldanteil auf 30 bis 50
Prozent. Und während Lichten-
stein kurz nach dem Skandal um
die CD mit gestohlenen Kundenda-
ten eine Kehrtwende einschlug und
ausschließlich noch „weißes“ Geld
verwalten möchte, kündigte auch
die Schweiz einen grundlegenden
Wandel an: Nur noch versteuertes
Geld und die Legalisierung von vor-
handenem Schwarzgeld wünscht
sich Finanzminister der Schweiz,
Hans-Rudolf Merz (FDP).

Fahnder entdecken Anfang Juni
fünf Millionen Euro Schwarzgeld

Konkrete Schritte gab es seitdem
nicht. Und der Geldstrom, insbe-
sondere aus den südlichen Bundes-

ländern in die Eidgenossenschaft,
reißt nicht ab. Fahnder vom Haupt-
zollamt Ulm fanden Anfang Juni in
einem Zug nach Zürich Vermö-
genswerte im Wert von fünf Millio-
nen Euro – an einem Tag. Mehr als
50 Millionen Euro entdecken die
Ulmer Zollfahnder pro Jahr allein
auf der EC-Strecke Zürich – Mün-
chen und bei Kontrollen auf der
A 96. Allerdings gehen sie davon

aus, dass dies nur ein kleiner Pro-
zentsatz dessen ist, was tatsächlich
über den „Schwarzgeldexpress“ an
den deutschen Steuerbehörden
vorbeigeschleust wird.

Sind die Ziele der Schweiz also
bloße Lippenbekenntnisse? Fest
steht, dass die Schweiz nicht an
dem automatischen Informations-
austausch teilnehmen will. Aus
Kreisen der EU-Kommission hört

man jedoch, das man damit rech-
ne, dass die Schweiz sich diesem
System innerhalb der kommenden
Jahre anschließen werde. Die Län-
der Schweiz, Österreich und Lich-
tenstein konnten bislang ihre Posi-
tion sichern, mussten aber auf-
grund des internationalen Drucks
Zugeständnisse machen.

Verhältnis zu den Schweizer
Nachbarn hat sich verbessert

Sollte Deutschland die Daten der
gekauften CDs verwenden, werde
man die Zusammenarbeit verwei-
gern, so ein hochrangiger Schwei-
zer Politiker. Dabei hatten viele Po-
litiker mit einer Normalisierung in
der Beziehung zu den deutschen
Nachbarn gerechnet. Nach dem
„Peitschenton“ von Ex-Finanzmi-
nister Peer Steinbrück (SPD) hat
mit Wolfgang Schäuble (CDU) ein
eher besonnener Politiker die
Nachfolge übernommen. Seither
habe sich das Verhältnis verbessert,
meint jedenfalls Ständerat Urs
Schwaller (CVP). (lan)

Die Schweizer wollen nur noch versteuertes Geld ins Land lassen und vorhandenes
Schwarzgeld legalisieren. FOTO: DPA


